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Drucksadie VI/ 1480 


Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 

1. Abgeordneter Welche schwerwiegenden Mängel des Boden- 
Niegel rechts meint der Bundesminister für Städtebau 

und Wohnungswesen, die er laut Mitteilung 
der Neuen Heimat in einer Teilnovelle vorab 
beheben will, und welche gesellschaftlich not- 
wendigen Steuerungsaufgaben sollen dabei 
erfüllt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


2. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem 
Dr. Gatzen Ausmaß Vermögenswerte von Personen, die 

aus der DDR in die Bundesrepublik Deutsch- 
land geflohen sind, von Behörden der DDR 
konfisziert werden? 


3. Abgeordneter Ist der Bundesregierung weiter bekannt, ob 
Dr. Gatzen durch diese Maßnahmen auch die in der DDR 

verbliebenen Verwandten betroffen werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


4. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht der Bundesmini- 
Breidbadi ster für wirtschaftliche Zusammenarbeit, die 

Erkenntnisse der vom Institut für Sozialfor- 
schung in Frankfurt vorgenommenen Inhalts- 
analyse bundesdeutscher Geographie-, Sozial- 
kunde- und Geschichtsbücher in der Praxis 
zu verwerten, insbesondere unter der Berück- 
sichtigung der Notwendigkeit, hier schon in 
den ersten Schuljahren Informationen zu ver- 
mitteln? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


5. Abgeordneter 
Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Oberbürgermeisters der Stadt Würzburg, wo- 
nach die Anwendung von polizeilichen 
Zwangsmaßnahmen unter dem Gesichtspunkt 
der Verhältnismäßigkeit der Mittel nicht zu 
rechtfertigen sei, nachdem das neue Demon- 
strationsrecht die einstigen Vergehen und 
Verbrechen zu bloßen Ordnungswidrigkeiten 
degradiert habe? 
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6. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


7. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 


8. Abgeordneter 

Dr. de With 


9. Abgeordneter 
Sperling 


10. Abgeordneter 
Sperling 


11. Abgeordneter 
Dr. Gmhl 


12. Abgeordneter 
Müller 
(Mülheim) 


13. Abgeordneter 

Dr. Aigner 


14. Abgeordneter 

Dr. Aigner 


Ist der Sport in der Bundesrepublik Deutsch- 
land durch Doping-Mittel bedroht, und welche 
konkreten Angaben über die Verwendung 
solcher Mittel kann die Bundesregierung ma- 
chen? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
auf Grund der bestehenden Vorschriften die 
Sportler in der Bundesrepublik Deutschland 
ausreichend vor Doping-Mitteln geschützt sind, 
und hält die Bundesregierung insbesondere 
den Erlaß eines Anti-Doping-Gesetzes für er- 
forderlich? 

Erwägt die Bundesregierung eine Änderung 
der Strafvorschriften des Wasserhaushaltsge- 
setzes dergestalt, daß die Strafvorschriften, 
nach denen das unbefugte Einleiten von Stof- 
fen in Gewässern mit Strafe bedroht wird, 
über den Sonderfall des § 39 hinaus — diffe- 
renzierender als bisher — um besonders 
schwere Fälle mit einem Mindeststrafrahmen 
ergänzt werden, damit insbesondere kommer- 
ziell betriebener Eigennutz auf Kosten der 
Reinhaltung der Gewässer und Handlungen 
mit besonders schweren Folgen besser erfaßt 
werden können? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Führung von Starkstromleitungen ein schwer- 
wiegendes Hindernis für die Bebauung und 
den Zusammenschluß von Gemeinden und 
Gemeindeteilen darstellt? 

Sieht sie Möglichkeiten — oder unterstützt sie 
eine entsprechende Forderung — Freileitun- 
gen verkabelt und unterirdisch zu führen? 

Wann wird die Bundesregierung die in § 6 
des Gesetzes über die Altölbeseitigung von 
1966 angekündigte Rechts Verordnung über die 
Einziehung und Führung des Nachweisbuches 
erlassen, um eine vollständige, für die Umwelt 
schadlose Beseitigung der Altöle zu erzwin- 
gen? 

Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
der öffentlichen Diskussion um die zeitliche 
Häufung und Überschneidung von Wahlter- 
minen der verschiedenen Parlamente bei? 

Ist der Bundesregierung die Arbeit der Ent- 
wicklungshilfe-Arbeitsgemeinschaft medico in- 
ternational, Frankfurt, bekannt, und wie be- 
urteilt sie deren Tätigkeit? 

Welche öffentlichen Mittel wurden dieser Ge- 
sellschaft bisher und für welche Projekte zur 
Verfügung gestellt? 
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15. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung bislang unter- 
Wuwer nommen, um der immer stärker werdenden 

gesundheitliche#! Beeinträchtigung der Bevöl- 
kerung durch Lärm jeder Art zu begegnen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die durch 
die Zuschriften auf einen kürzlich in der 
Westdeutschen Allgemeinen, Herne, erschie- 
nenen Aufruf erneut bestätigte Tatsache, daß 
die an ehemalige deutsche Soldaten in west- 
licher Kriegsgefangenschaft für unentgeltliche 
Arbeitsleistungen ausgehändigten Kreditzerti- 
fikate in der Masse aller Fälle nicht zu einer 
Entschädigung aus den hierfür verfügbaren 
Kriegsgefangenenzertifikatsmitteln berechti- 
gen, weil die ausgestellten Bescheinigungen 
bestimmten Formerfordernissen nicht entspre- 
chen? 

17. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Berger rung, unter Inanspruchnahme der noch zur 

Verfügung stehenden Zertifikatsmittel in Höhe 
von rund 22 Millionen DM die bisher nicht 
abwicklungsfähigen Ansprüche deutscher 
Kriegsgefangener durch Einlösung falsch aus- 
gestellter Zertifikate abzugelten? 

Ist die Bundesregierung bereit, gesetzliche 
Konsequenzen aus der Entscheidung des Bun- 
desgerichtshofes (III ZR 1969/67) zu ziehen, 
nach der die öffentliche Hand für einen Unfall, 
der lediglich auf eine funktionsgestörte Ver- 
kehrsampel zurückzuführen ist und bei dem 
keinerlei Verschulden des Überwachungs- 
pflichtigen vorliegt, nicht haftbar gemacht wer- 
den kann, oder hält es die Bundesregierung 
für richtig, daß der Verkehrsteilnehmer, der 
sich auf das ungestörte Funktionieren der 
Verkehrsampeln verlassen muß, den Schaden 
aus dem Versagen der Ampel allein zu tragen 
hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


19. Abgeordneter Ist die Bundesregierung mit mir der Auffas- 
Bauer sung, daß mit der Rechtsprechung des Bundes- 

(Würzburg) gerichtshofs zur Frage der Beweislastvertei- 

lung bei Ersatzansprüchen für Schäden infolge 
fehlerhaft hergestellter Produkte durchaus 
noch nicht alle mit der Haftung für derartige 
Schäden zusammenhängenden Probleme be- 
friedigend gelöst sind, und daß daher eine 
gesetzliche Regelung dieses Komplexes nach 
wie vor ein wichtiges rechtspolitisches Anlie- 
gen darstellt? 


18. Abgeordneter 

Pieroth 


16. Abgeordneter 
Berger 
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20 . Abgeordneter Wird die Bundesregierung hinsichtlich dieses 

Bauer Zusammenhangs ihr Augenmerk insbesondere 

(Würzbvrg) auch der Frage zuwenden, ob im Bereich der 

Arzneimittelherstellung die Einführung einer 
besonderen Gefährdungshaftung geboten ist? 

21 . Abgeordneter Ist die Kommission der Europäischen Gemein- 
Dr. Rinderspacher schäften bereits zu konkreten Ergebnissen hin- 
sichtlich der Abschaffung der Grünen Versiche- 
rungskarte gelangt, und hat die Bundesregie- 
rung die Absicht, entsprechend der Empfeh- 
lung 606 (1970) der Beratenden Versammlung 
des Europarates weitere Vereinbarungen über 
den Verzicht auf Kontrollen mit solchen Staa- 
ten zu treffen, mit denen Abkommen über die 
Haftpflichtversicherung von Kraftfahrzeugen 
bestehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


22. Abgeordnete Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Frau Huber analog zu der Regelung, die für die Kriegs- 

versehrten besteht, auch denjenigen, die eine 
Rente auf Grund ihrer politischen Verfolgung 
beziehen, zum Zwecke der Verwirklichung 
von Bauabsichten usw. das Recht zur Kapita- 
lisierung ihrer Rente einzuräumen? 

23. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Be- 

Krall willi gung von Darlehen für Bedienstete der 

Bundeswehr seitens der Oberfinanzdirektio- 
nen zum Teil bis zu einem Jahr dauert, wo- 
durch für den Antragsteller eine teure Zwi- 
schenfinanzierung notwendig wird und sein 
Finanzierungsplan infolge Kostensteigerungen 
auf dem Baumarkt unter Umständen gefährdet 
wird? 

24. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 

Krall nehmen, um diese Fristen zu verkürzen? 

25. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 

Pohlmann lichkeit, als kurzfristige Maßnahme den Sams- 

tags- und Sonntagsarbeitslohn der betroffenen 
Personenkreise als steuerfrei zu erklären? 

26. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Krammig etwa aus Billigkeitsgründen, die Frist für die 

Abgabe des Wohnungsbau-Prämien antrages 
mit der für die Abgabe der Steuererklärung 
geltenden zu verbinden, um damit den Steuer- 
pflichtigen, die ihre Steuererklärung durch 
Angehörige der steuerberatenden Berufe ab- 
geben lassen, das Wahlrecht — Prämie oder 
Sonderausgabenabzug — zu erhalten? 
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27. Abgeordneter 
Picard 


28. Abgeordneter 
Picard 


29. Abgeordneter 
Wuwer 


30. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Hamburg) 


31. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Hamburg) 


32. Abgeordneter 
Dr. Klepsdi 


33. Abgeordneter 
Gewandt 


34. Abgeordneter 
Gewandt 


Trifft es zu, daß nach den Dienstwohnungs- 
vorschriften des Bundesministers der Finan- 
zen vom 16. Februar 1970 das Entgelt für die 
Heizung und Warmwasserversorgung sich er- 
heblich erhöht und in nicht seltenen Fällen 
mehr als verdoppelt hat, so daß unter Um- 
ständen sogar die festgesetzte Wohnungs- 
vergütung noch nicht einmal diese Kosten 
abdeckt? 

Womit begründet die Bundesregierung diese 
außerordentlich starke Anhebung des Hei- 
zungsentgelts? 

Ist die Bundesregierung bereit, durch finan- 
ziellen Anreiz, evtl, durch Änderung der Be- 
steuerung, auf den Bau lärmschwächerer Kraft- 
fahrzeuge hinzuwirken? 

Trifft es zu, daß die Bundesfinanzverwaltung 
Umsatzsteuer für die Beförderung von Perso- 
nen durch ausländische Beförderer im grenz- 
überschreitenden Gelegenheitsverkehr mit 
Kraftomnibussen auch dann erhebt, wenn 
Gruppen ausländischer Jugendlicher im Rah- 
men internationaler Jugendbegegnungen in 
eigenen Omnibussen in das Bundesgebiet ein- 
reisen? 

Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 
auf die Erhebung der Umsatzsteuer zu ver- 
zichten, wenn die internationale Jugendbegeg- 
nung im Interesse der Jugend der betroffenen 
Staaten förderungswürdig erscheint? 

Trifft es zu, daß seit dem Haushaltsjahr 1970 
Zölle und Abgaben nicht wie bisher gesondert 
im Einzelplan 14 des Haushaltsplans ausge- 
worfen sind, sondern nunmehr aus den Be- 
schaffungstiteln gedeckt werden müssen, ohne 
daß diese dafür verstärkt worden wären? 

Treffen Informationen zu, denen zufolge der 
Bundesminister der Finanzen im Zusammen- 
hang mit den Beratungen zum deutsch-schwei- 
zerischen Doppelbesteuerungsabkommen an- 
geboten haben soll, die rund 16 000 Grenz- 
gänger des deutsch-schweizerischen Grenzge- 
bietes in Südbaden von der deutschen Lohn- 
steuerpflicht zu entbinden und sie der niedri- 
geren Besteuerung in der Schweiz zu unter- 
werfen? 

Was glaubt der Bundesminister der Finanzen 
durch den dadurch entstehenden Steuerausfall 
an anderweitigen Vorteilen einhandeln zu 
können, und wie beurteilt die Bundesregie- 
rung insbesonder die arbeitsmarktpoliti sehen 
Auswirkungen einer derartigen Maßnahme im 
Grenzland? 
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35. Abgeordneter Sind Verhandlungen des Bunde sfinanzmini- 

Dr. Eyridi steriums mit der Schweiz im Gange, mit denen 

beabsichtigt ist, in Abänderung des derzeit 
geltenden deutsch-schweizerischen Doppelbe- 
steuerungsabkommens, auf die Besteuerung 
der deutschen Grenzgänger zu verzichten und 
deren Besteuerung der Schweiz zu überlassen? 

36. Abgeordneter Trifft es zu, daß für den Fall einer solchen 

Dr. Eyridi Regelung dem deutschen Fiskus rund 17 Mil- 

lionen DM Steuereinnahmen verloren gingen? 

37. Abgeordneter Treffen die Angaben in einem Prospekt der 

Dr. Jobst Nordisk Bladcentral AG Kopenhagen, in dem 

für Pornographie geworben wird, zu, daß der 
westdeutsche Finanzminister Alex Möller die 
ihm unterstellten Zollbehörden angewiesen 
habe, skandinavische Pornosendungen in Zu- 
kunft ungehindert und ungefilzt durchzulas- 
sen? 

Trifft ein Bericht der „Frankfurter Rundschau" 
zu 4 wonach die rechtsradikale Organisation 
„Deutsches Kulturwerk europäischen Geistes 
e. V.", München, dessen Präsident zu den Ini- 
tiatoren der „Aktion Widerstand" gehört, als 
„besonders förderungswürdig" anerkannt ist 
und damit steuerlich begünstigt wird, während 
ein entsprechender Antrag der „Bayerischen 
Wählerinitiative e. V." vom Finanzamt in 
München abgelehnt wurde? 

Wie stellt sich die Bundesregierung zu Presse- 
berichten, wonach die „Bayerische Wähler- 
Initiative e. V." vom Finanzamt für Körper- 
schaften in München als nicht förderungswür- 
dig und nicht gemeinnützig anerkannt wurde, 
während von demselben Amt das als rechts- 
radikal geltende „Deutsche Kulturwerk euro- 
päischen Geistes e. V.", dessen Präsident füh- 
rend an der Würzburger „Aktion Widerstand" 
beteiligt war, als „besonders förderungswür- 
dig" eingestuft wurde? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


40. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Setters man die deutsche Textilindustrie auf weite 

Sicht unbegrenzt staatlich manipulierten Ex- 
portpreisen der Ostblockländer aussetzen darf, 
oder teilt sie meine Ansicht, daß bestimmte 
textile Warenangebote aus Staatshandelslän- 
dem auch außerhalb des neu festgelegten 
Preisprüfungsverfahrens überprüft werden 
müssen? 


39. Abgeordneter 
Meinike 
(Oberhausen) 


38. Abgeordneter 
Hansen 
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41. Abgeordneter 
Seiters 


42. Abgeordneter 
Engelsberger 


43. Abgeordneter 
Werner 


44. Abgeordneter 
Dr. Jobst 


45. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


46. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 


47. Abgeordneter 
Weigl 


48. Abgeordneter 
Hödierl 


Ist der Bundesregierung in diesem Zusammen- 
hang bekannt, daß zum Beispiel der Deutsch- 
landvertreter des tschechoslowakischen Aus- 
senhandelsmonopols in der Bundesrepublik 
Deutschland mit dem Angebot wirbt, jede 
gewünschte Ware könne um 2 bis 3 DM unter 
dem üblichen deutschen Marktpreis geliefert 
werden? 


Wie rechtfertigt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß sie die Lieferung eines LKW-Wer- 
kes durch Daimler-Benz in die Sowjetunion 
fördert, während die Regierung der Vereinig- 
ten Staaten es den amerikanischen Ford-Wer- 
ken aus strategischen Gründen untersagt hat, 
ein LKW-Werk in der UdSSR zu errichten? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
sage des letzten OECD-Berichts über den Zu- 
sammenhang zwischen Vollbeschäftigung und 
Inflation? 

Ist die Bundesregierung bereit, für die Auf- 
suchung von Bodenschätzen auch im Inland 
Zuschüsse zu gewähren, nachdem die Fin- 
dungsarbeiten bei Mangelmineralien (z. B. 
Flußspat) einen hohen finanziellen Aufwand 
erfordern? 

Teilt die Bundesregierung die von Bundeswirt- 
schaftsminister Schiller im SPD-Pressedienst 
vom 23. November 1970 vertretene Auffas- 
sung, wonach die Nominallohnsteigerungen im 
Jahre 1970 bei netto 12 v. H. liegen und nach 
Abzug der Preissteigerung für die Lebenshal- 
tung noch real etwa 8,2 v. H. verbleiben? 


Trifft diese Aussage für alle Arbeitnehmer 
zu, oder räumt die Bundesregierung ein, daß 
bei verschiedenen Arbeitnehmergruppen, z. B. 
den Beamten, die nach Abzug der Preissteige- 
rung verbleibende Nettogehaltserhöhung er- 
heblich niedriger liegt? 

Auf welche Ursachen ist es zurückzuführen, 
daß von den rund 3000 über das Bayerische 
Staatsministerium für Wirtschaft und Verkehr 
dem Bundesminister für Wirtschaft bzw. dem 
Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft zuge- 
leiteten Anträgen auf Erteilung einer Beschei- 
nigung nach § 1 Abs. 4 des Investitionszula- 
gengesetzes bisher nur rund 500 Anträge er- 
ledigt wurden? 

Wie stellt sich die Bundesregierung zu der in 
der Presse bereits veröffentlichten Mitteilung 
aus dem Jahresgutachten 1970 des Sachver- 
ständigenrates, wonach zu Unrecht allein die 
Preisentwicklung der Lebenshaltungskosten 
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für die konjunkturelle Beurteilung herausge- 
stellt wird, obwohl die viel höher liegenden 
Preise für Investitionsgüter und Großhandels- 
preise eine entscheidende Aussagekraft haben? 

49. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Dr. Müller durch die zum Teil mehr als 100°/oige Steige- 

(München) rung der Bankgebühren für Effektengeschäfte 

die Vermögensbildung für den „Kleinen 
Mann" erheblich erschwert wird? 

50. Abgeordneter Hat die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Dr. Müller über die Bankenaufsicht Einfluß zu nehmen? 

(München) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


51. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, wonach Frankreich 

Dr. Probst den Export französischer Äpfel, Sorte Deli- 

cious, in die Bundesrepublik Deutschland ge- 
gen die Bestimmungen der EWG subventio- 
niert, und was gedenkt die Bundesregierung 
gegebenenfalls dagegen zu tun? 

52. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Peiter rung, darauf hinzuwirken, daß der Fang von 

Singvögeln im unmittelbaren deutsch-belgi- 
schen Grenzbereich unterbunden wird? 

53. Abgeordneter Welche Stellungnahme gibt die Bundesregie- 

Kiechle rung ab zu folgender Behauptung der AGV: 

a) „Es bestehen noch weitere enorme Mög- 
lichkeiten zur Kostensenkung und Rationa- 
lisierung in der Landwirtschaft 11 , 

b) „die Behauptung, die Agrarpreise seien 
der Lohn der Landwirtschaft, gehören zu 
den größten Lügen unserer Agrarpolitik"? 

54. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die Ver- 

Kiechle breitungsstelle derartiger Äußerungen weiter- 

hin im selben Außmaß zu subventionieren? 

55. Abgeordneter Welche Gründe haben nach Ansicht der Bun- 

von Alten- desregierung zu der Situation geführt, daß die 

Nordheim Preise an den Schweinemärkten der letzten 

Wochen fast ausnahmslos im ganzen Bundes- 
gebiet entgegen einer seit Jahren stets zu 
dieser Jahreszeit bestehenden festen und stei- 
genden Tendenz schwach und zum Teil rück- 
läufig gewesen sind, und welche stabilisieren- 
* den Möglichkeiten sieht die Bundesregierung 
ihrerseits? 
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56. Abgeordneter In welchem Umfang sind in den Berichtswo- 

von Alten- dien der Monate August, September und Ok- 

Nordheim tober Einfuhren aus Mitgliedstaaten und Ost- 

blockstaaten einschließlich DDR erfolgt, und 
wie liegen die Vergleichszahlen des Vorjah- 
res? 

57. Abgeordneter Teilt der Bundesminister für Ernährung, Land- 

Schröder Wirtschaft und Forsten die Auffassung des 

(Wilhelminenhof) Parlamentarischen Staatssekretärs im Bundes- 
ministerium der Finanzen, daß von der Bela- 
stung durch die Grundsteuer A kaum ins Ge- 
wicht fallende Wirkungen auf die Wettbe- 
werbslage der Landwirtschaft ausgingen, und 
eine mögliche Beseitigung dieser Steuer 
— - auch im Rahmen der Großen Steuerre- 
form — doch wohl kaum in Frage kommen 
könne, wie dieses in der Beantwortung meiner 
Mündlichen Fragen am 12. November 1970 
zum Ausdruck kam? 

58. Abgeordneter Sind Beschwerden der bäuerlichen Produzen- 

Dröscher ten gegen den Landhandel berechtigt, die die- 

sem zum Vorwurf machen, mit Hilfe des der- 
zeitigen Marktsystems im August/September 
für die Braugerste nur 35 DM pro 100 Kilo 
bezahlt zu haben und jetzt, nachdem die Er- 
zeuger den Großteil abgegeben haben, den 
Preis auf 47 DM pro 100 Kilo hochgebracht zu 
haben, ohne die Erzeuger an dieser Steige- 
rung teilnehmen zu lassen? 

59. Abgeordneter Welche Verbesserung der landwirtschaftlichen 

Dasch Erzeugerpreise sieht die Bundesregierung auf 

Grund der Prognose der Bundesregierung, 
bzw. des Herrn Bundeswirtschaftsministers, 
die für 1971 eine erneute allgemeine Preis- 
steigerung von 3°/o annimmt, als gerechtfer- 
tigt an? 

60. Abgeordneter Sollen alle Inhaber landwirtschaftlicher Voll-, 

Dasch Zu- und Nebenerwerbsbetriebe verpflichtet 

werden, in eine bäuerliche Pflichtkranken- 
kasse einzutreten, oder welche Abgrenzung 
will die Bundesregierung vorschlagen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


61. Abgeordneter Wie hoch waren 1969 die Ausgaben für Maß- 
Härzschel nahmen zur Förderung und Wiederherstellung 

der Gesundheit nach § 1305 RVO in der Arbei- 
terrentenversicherung, in der Angestelltenver- 
sicherung und je Versicherten in beiden Zwei- 
gen? 
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62. Abgeordneter 

Pohlmann 


63. Abgeordneter 

Varelmann 


64. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


65. Abgeordneter 

Dr. Sdunitt- 
Vockenhausen 

66. Abgeordneter 

Dr. Enders 


67. Abgeordneter 
Dr. Enders 


68. Abgeordneter 

Härzsdiel 


69. Abgeordneter 

Niegel 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
den auf Grund seiner ungünstigen Arbeits- 
zeitbedingungen (Samstags- und Sonntagsar- 
beit) in den letzten Jahren mehr und mehr an 
Angestellten Mangel leidenden Kellner- und 
Serviererbe ruf attraktiver zu machen, damit 
dem Gaststättengewerbe in Deutschland wie- 
der zu seinem früheren guten Ruf verholfen 
wird? 

Kann es der Sozialversicherung zugemutet 
werden, die Kosten der gesundheitlichen 
Schäden, die aus dem Genuß von Rauschgift 
entstehen, zu tragen, zumal die negativen 
Auswirkungen oftmals der Öffentlichkeit un- 
terbreitet wurden? 

Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß eine 
große Unsicherheit dadurch besteht, daß die in 
§ 3 der Druckgasverordnung vom 20. Juni 1968 
vorgesehenen allgemeinen Anforderungen 
noch nicht festliegen? 

Bis wann ist mit entsprechenden Bestimmun- 
gen zu rechnen? 


Gibt die gegenwärtige Sozialversicherung den 
Handwerkern und Selbständigen die Gewähr 
für eine ausreichende Altersversorgung? 

Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung 
für notwendig, um Handwerkern und Selb- 
ständigen eine bessere soziale Altersversor- 
gung zu sichern? 

Ist der Bundesregierung inzwischen bekannt, 
daß die von der Rentenversicherung der Ar- 
beiter ihren Versicherten durch den Kauf von 
Pfandbriefen bereitgestellten Mittel für den 
Wohnungsbau im Jahre 1969 nicht, wie von 
der Bundesregierung angegeben, 170 Millio- 
nen DM betrugen, sondern lediglich 11 Mil- 
lionen DM, da Papiere für 159 Millionen DM 
z. T. erheblich früher gekauft wurden und 
lediglich im Jahre 1969 nach einem Zwischen- 
erwerb von der Bundes Versicherungsanstalt 
für Angestellte rückübertragen wurden? 

Billigt die Bundesregierung die Werbemetho- 
den der Verwaltungsstelle der Industriege- 
werkschaft Chemie-Papier-Keramik in Essen, 
die folgende Mitteilung der Verwaltungsstelle 
der IG Chemie-Papier-Keramik allen Arbeitern 
und Angestellten der Presswerk AG bekannt- 
gegeben hat: „Der Betriebsrat und die Ver- 
trauensleute der PAG Presswerk AG haben 
nun beschlossen, daß alle Unorganisierten 
dieses Werkes ab 1. November 1970 Mitglied 
der IG Chemie-Papier-Keramik werden. Wer 
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bis zum 12. November 1970 keinen Einpruch 
beim Betriebsrat im Betriebsratszimmer ein- 
gelegt hat, von dem wird angenommen, daß 
er mit diesem Beschluß einverstanden ist", 
und hält sie diese mit unserem Rechtssystem 
für vereinbar? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


70. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß mit 

Hussing der Einführung des 5000-Meterlaufs das In- 

teresse der Mehrkämpfer am Soldatensport- 
wettkampf gesunken ist? 

71. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung von 

Hussing Sportfachleuten der Bundeswehr, daß die Dis- 

ziplin 5000-Meterlauf des Soldatensportwett- 
kampfes, der ein leichtathletischer Mehrkampf 
sein sollte, zu lang ist und zugunsten eines 
1500-Meterlaufs die Mehrkampfbestimmungen 
geändert werden sollten? 

72. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 

Geldner die Einberufung von Studenten der Ingenieur- 

schulen zum Wehrdienst für die Betroffenen 
infolge der neuen Fachhochschul-Gesetzgebung 
und die dadurch gestiegenen Anforderungen 
ein zusätzlicher Verlust von einem Semester 
entsteht? 

73. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die betroffe- 

Geldner nen Ingenieurstudenten vom Wehrdienst bis 

zur Beendigung des Studiums zurückzustellen, 
damit ihnen der Verlust von diesem Semester 
erspart bleibt, wie ähnlich durch die Vorver- 
legung des Abiturs den Abiturienten geholfen 
wurde? 

74. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Dr. Jahn Sanitätsoffiziere (Z) in Niedersachsen, entge- 

(Braunschweig) gen der Regelung in allen anderen Bundes- 
ländern, überhöhte Forderungen als Kammer- 
beiträge zu entrichten haben? 

75. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Dr. Jahn den Gleichheitsgrundsatz für die Sanitätsoffi- 

(Braunsehweig) ziere (Z) in Niedersachsen zu gewährleisten? 

76. Abgeordneter Haben alle acht am 29. Oktober 1970 zu diesem 
Dr. Beermann Dienstgrad beförderten Brigadegenerale eine 

Verwendung außerhalb des Heeres erfolg- 
• reich durchlaufen, die gemäß Weißbuch 1970, 

Seite 129, Voraussetzung zur Beförderung zum 
General ist? 
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77 . Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung, den Flugplatz 

Jung Be ja (Portugal) insoweit zu benutzen, als ein 

Lufttransportgeschwader, das zur Umrüstung 
auf Transall vorgesehen ist, nach Beja verlegt 
wird und die Umschulung auf Transall dort 
vorgenommen wird? 

78 . Abgeordneter fst der Bundesregierung bekannt, daß die 

Würtz Bordmechaniker-Meister auf Propeller-Flug- 

zeugen (z. B. C-160 Transall) durch Laufbahn- 
bestimmungen wie Nichtanerkennung der 
Fadüehrgänge als Stabsfeldwebellehrgang 
Teil II, sowie erschwerten Zugang bzw. Zu- 
lassung zur Laufbahn des Fachoffiziers und 
im Hinblick auf die Zulagenregelung gegen- 
über den Flugzeugführern und Navigatoren 
erhebliche Nachteile erleiden? 

79 . Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Würtz die Unruhe der Bordmechaniker-Meister we- 

gen der aufgezeigten Benachteiligungen zu be- 
seitigen? 

80. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Meinung, daß der 

Pieroth Prozentsatz in § 7 Abs. 2 Ziff. 6 d des Unter- 

haltssicherungsgesetzes ausreicht, um z. B. ab- 
geschlossene Lebensversicherungs- und Bau- 
sparverträge von Grundwehrdienstleistenden 
abzugelten, und was gedenkt die Bundesregie- 
rung im Interesse der Wehrgerechtigkeit zu 
unternehmen, um sicherzustellen, daß die 
Grundwehrdienstleistenden ohne materielle 
Einbuße die in § 7 Abs. 2 Ziff. 6 d des Unter- 
haltssicherungsgesetzes genannten Verträge 
weiter erfüllen können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

81 . Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei der 

Susset Anrechnung der vollen Waisenrente eines 

Auszubildenden nach § 12 des Ausbildungs- 
förderungsgesetzes soziale Härten entstehen, 
weil beispielsweise nach dem Einkommen des 
Vaters zu Lebzeiten der Auszubildende Aus- 
bildungsförderung erhalten hätte, nach dem 
Tod des Vaters ihm jedoch Ausbildungsförde- 
rung wegen der vollen Anrechnung der Wai- 
senrente als Einkünfte versagt werden muß? 

82 . Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, hier eine 

Susset soziale Milderung zu schaffen, indem etwa 

durch eine Novellierung des Ausbildungsför- 
derungsgesetzes die Waisenrente eines Aus- 
zubildenden nur zu 50°/o angerechnet wird? 
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83. Abgeordneter 
Sieglerschmidt 


84. Abgeordneter 

Sieglerschmidt 


85. Abgeordnete 

Frau Herklotz 


86. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 


87. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 


88. Abgeordneter 
Dr. Jungmann 


Wie lange werden etwa die interministeriel- 
len Besprechungen, die von der Bundesregie- 
rung vor Einleitung des Ratifizierungsverfah- 
rens hinsichtlich des UNO-Einheitsabkom- 
mens über Suchtstoffe 1961 für erforderlich 
gehalten werden, noch dauern, nachdem diese 
Besprechungen doch bereits im Jahre 1961 
nach Unterzeichnung des Abkommens auf ge- 
nommen werden konnten? 


Welche Bedenken, insbesondere verfassungs- 
politischer Art, bestehen gegen die Einleitung 
des Ratifizierungsverfahrens hinsichtlich des 
UNO-Einheitsabkommens über Suchtstoffe 
1961, und wie erklärt sich in diesem Zusam- 
menhang die Tatsache, daß bereits 77 Staaten 
dieses UNO-Abkommen ohne Vorbehalt rati- 
fiziert haben und somit bei ihnen entsprechen- 
de Bedenken, soweit solche überhaupt bestan- 
den, wesentlich schneller überwunden werden 
konnten als bei uns? 


Wird sich die Bundesregierung im Minister- 
komitee des Europarates für die Einführung 
eines europäischen Gesundheitspasses einset- 
zen, wie es in der Empfehlung 607 (1970) der 
Beratenden Versammlung des Europarates ge- 
fordert wird? 


Wie stellt sich die Bundesregierung zu der 
Äußerung des Sprechers der Stuttgarter Staats- 
anwaltschaft Dr. Koch vom 16. Oktober 1970: 
„Durch die Entscheidung der Bundesprüfstelle, 
nach der eine Jugendgefährdung der soge- 
nannten ,St. Pauli-Blätter' verneint würde, sind 
der Staatsanwaltschaft die Hände gebunden. 
Die Staatsanwaltschaft billigt die Entschei- 
dung der Bundesprüfstelle nicht, kann aber 
dagegen nichts machen" ? 


Trifft es zu, daß die Staatsanwaltschaft durch 
die Entscheidungen der Bundesprüfstelle ge- 
bunden sind, und, wenn ja, wie kann die Bun- 
desregierung sicherstellen, daß eine derartige 
Diskrepanz zwischen der Bundesprüfstelle und 
den Staatsanwaltschaften im Interesse der 
Rechtssicherheit und Rechtsklarheit künftig 
vermieden werden kann? 


Hält die Bundesregierung angesichts der Re- 
gistrierung von Casanovan-Dragees (C 1785), 
Orgasmulong-Creme (O 624), Penisex-Creme 
(P 2013) und von Rebecca-Liebes-Dragees 
(R 1129) als neue Arzneimittel durch das Bun- 
desgesundheitsamt die Rechtsgrundlagen die- 
ser Registrierungspraxis für reformbedürftig? 
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89* Abgeordneter Von welchen Leitgedanken geht die Bundes- 
Dr. Jungmann regierung bei ihren diesbezüglichen Reform- 
bestrebungen aus, insbesondere auch im Hin- 
blick auf den von der EWG-Entwicklung po- 
stulierten Nachweis der therapeutischen Wirk- 
samkeit von Arzneimitteln? 

90. Abgeordneter Ist zu befürchten, daß aus dem steigenden Ge- 

Varelmann brauch von Rauschgiften der Sozialhilfe in Zu- 

kunft große Lasten erwachsen? 

91. Abgeordnete Ist die Bundesregierung informiert über den 
Frau Lauterbach Bericht des Krebsforschungszentrums Heidel- 
berg über seine folgenschwere Entdeckung 
hinsichtlich gefährlicher Nebenwirkungen von 
Medikamenten, wonach sieben Medikamente, 
die nach Krebsoperationen Tochtergeschwülste 
und Metastasen verhindern sollen, eine krebs- 
erzeugende Wirkung auslösen, und welche 
Maßnahmen wird sie im Zusammenhang da- 
mit ergreifen? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmelde wesen 

92. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei landwirt- 
Gallus schaftlichen Zugmaschinen mit einer Höchst- 

geschwindigkeit bis zu 30 km/h, den Prüfungs- 
zeitraum von einem Jahr auf zwei Jahre aus- 
zudehnen? 

Warum wird die Bahnsteigkarte nicht auf 
allen Bahnhöfen abgeschafft, nachdem die 
Mehrzahl der Bahnsteige bereits ohne Kon- 
trolle betreten werden kann? 

Trifft es zu, daß infolge der steigenden Per- 
sonalkosten bei der Deutschen Bundesbahn in 
den kommenden Jahren die geplanten Investi- 
tionen der Bundesbahn eingeschränkt werden 
müssen? 

Hält die Bundesregierung es für richtig, daß 
Bewerber um einen Führerschein im Durch- 
schnitt etwa 600 DM für Fahrschulkosten und 
-gebühren zur Erlangung einer Fahrerlaubnis 
ausgeben müssen? 

96. Abgeordneter Hält die Bundesregierung ihre Zusicherung 

Dr. Kem'pfler aufrecht, daß die durch die Vorbereitung der 

Olympischen Spiele erforderlichen Aufwen- 
dungen für die Straßen in Bayern dem Land 
Bayern zusätzlich zur Verfügung gestellt wer- 
den? 


95. Abgeordneter 
Werner 


94. Abgeordneter 
Baier 


93. Abgeordneter 

Cramer 
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97. Abgeordneter 
Rasner 


98. Abgeordneter 
Rasner 


99. Abgeordneter 
Lenzer 


100. Abgeordneter 

Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


101. Abgeordneter 
Lenzer 


102. Abgeordnete 

Frau Funcke 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der dä- 
nische Zoll westlich von Padborg ein 40 Ton- 
nen großes Grundstück gekauft hat auf dem 
ein gemeinsames dänisch-deutsches Zollbe- 
handlungsgebiet für den dänisch-deutschen 
Verkehr (Lastkraftwagen und Eisenbahn) ent- 
stehen soll, und daß ferner in Padborg mit dem 
Bau einer Klein-Container-Verkehrsanlage (5 
Fuß-Container für Teilpartien) zu rechnen 
ist, und sieht die Bundesregierung in diesen 
Maßnahmen nicht schon faktisch eine dänische 
Vorentscheidung in der Standortfrage eines 
künftigen deutsch-dänischen Gemeinschafts- 
bahnhofes? 

Hat die Bundesregierung inzwischen ihrer- 
seits vorbereitende Maßnahmen getroffen, um 
die Chancen des Standortes Flensburg-Weiche 
für einen deutsch-dänischen Gemeiuschafts- 
bahnhof zu wahren, und führt sie über dieses 
Thema Verhandlungen mit dem Königreich 
Dänemark? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Äuße- 
rungen von Bundesminister Leber im baye- 
rischen Landtagswahlkampf, daß er als der 
größte Dienstherr in Europa und größte Auf- 
traggeber für die deutsche Industrie in Zukunft 
Firmen bei der Auftragsvergabe benachteili- 
gen werde, wenn diese der CSU Wahlspenden 
gegeben hätten? 


Welche Konsequenzen gedenkt die Bundes- 
regierung aus der Erklärung von Bundesmini- 
ster Leber zu ziehen, er werde als größter 
Auftraggeber der deutschen Industrie prüfen, 
ob Interessenten für Aufträge der Bundesbahn, 
Bundespost oder beim Straßenbau sich als För- 
derer der Unionsparteien betätigt hätten und 
danach die Aufträge bemessen, und ist sie 
bereit, die deutschen Unternehmer vor partei- 
lichen und verfassungswidrigen Ermessensent- 
scheidungen bei der Vergabe von Aufträgen 
zu schützen? 


Wie ist die Meinung der Bundesregierung zu 
der verschiedentlich vertretenen Ansicht, es 
sei Aufgabe der öffentlichen Straßenbaulast- 
träger, die steigende Zahl von durch Wild ver- 
ursachten Verkehrsunfällen durch die Errich- 
tung von Verkehrsschutzzäunen einzudäm- 
men? 


Ist die Bundesregierung bereit, Sorge dafür 
zu tragen, daß die Postämter in der Bundes- 
republik Deutschland auch für Körperbehin- 
derte zugänglich werden, insbesondere in Or- 
ten, in denen sich Heime für Körperbehinderte 
befinden? 
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103. Abgeordneter Womit begründet die Bundesregierung ihre 
Didigans Auffassung, daß die Telefonbenutzer sozial 

weit eher belastbar seien, mit Gebühren, die 
weit über die entstehenden Kosten hinaus ge- 
hen, als die Versender von Drucksachen, die 
deshalb ständig subventioniert werden müß- 
ten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


104. Abgeordneter Treffen Meldungen in den „Schongauer-Nach- 
Dr. Probst richten“ vom 7. Oktober 1970 zu, wonach 

Staatssekretärs von Dohnanyi zu verstehen 
gab, daß für das dort geplante Modell einer 
kooperativen Gesamtschule grundsätzlich kei- 
ne Förderung aus Bundesmitteln zu erwarten 
sei, und wie kann die Bundesregierung, falls 
diese Meldung zutrifft, eine derartige Ent- 
scheidung wissenschaftlich rechtfertigen? 

Trifft es zu, daß Dr. Bonnevier von der Ab- 
teilung für Plasmaphysik an der Technischen 
Hochschule in Stockholm ein neues, sehr wirk- 
sames und einfaches Verfahren der Isotope- 
trennung im Plasmatornado entwickelt hat? 

106. Abgeordneter Welche Bedeutung hat im bejahenden Fall 

Flämig dieses neuartige System im Vergleich zur Iso- 

topetrennung mittels Gasdiffusion, Gasultra- 
zentrifuge und Trenndüse? 

107. Abgeordneter Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung 

Dichgans für erforderlich, damit die Vorschrift des Arti- 

kels 1 Abs. 1 des Grundgesetzes, welche Ach- 
tung und Schutz der Würde des Menschen 
zur Verpflichtung aller staatlichen Gewalt er- 
klärt, auch für die Hochschullehrer verwirk- 
licht wird? 

108. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in 

Dr. Unland Deutschland lebende Studenten mit nieder- 

ländischer Staatsangehörigkeit auch dann nicht 
nach dem Honnefer Modell gefördert werden 
können, wenn ihre Familien nachweislich seit 
Generationen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land bzw. im Deutschen Reich ansässig sind 
und nur aus zufälligen Gründen die niederlän- 
dische Staatsangehörigkeit beibehalten haben? 

109. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sich im Hin- 

Dr. Unland blick auf eine künftige Harmonisierung der 

Studentenförderung in der EWG vorerst bei 
ihren Partnerländern dafür einzusetzen, daß 
auch Studenten anderer Nationalität in die 


105. Abgeordneter 
Flämig 
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jeweilige nationale Studentenförderung einbe- 
zogen werden, wenn deren Familien nachweis- 
lich seit längerer Zeit in dem betreffenden 
Land ansässig sind, und sieht nicht die Bundes- 
regierung in einem solchen Übereinkommen 
einen kurzfristig möglichen Schritt in Richtung 
Europa? 

110. Abgeordneter In welchem Ausmaß werden Studienzeiten und 
Hansen Examen, die an Hochschulen in der DDR abge- 

leistet wurden, in der Bundesrepublik Deutsch- 
land anerkannt? 

Kann in absehbarer Zeit damit gerechnet wer- 
den, daß die Bundesregierung im Einverneh- 
men mit der Westdeutschen Rektorenkonfe- 
renz durch die Gewährung zusätzlicher Plus- 
punkte bei der Programmierung der Zulas- 
sungsvoraussetzungen an den Hochschulen den 
aus dem Wehrdienst ausscheidenden Abituri- 
enten einen Teil der Nachteile auszugleichen 
versucht, die dieser Personenkreis gegenüber 
vom Wehrdienst nicht betroffenen Abiturien- 
ten hinnehmen muß? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


112 . Abgeordneter Treffen Meldungen zu, nach denen der Pariser 

Dr. Abelein Kurier 1970 mit rund 450 000 DM durch das 

Bundespresseamt unterstützt wird? 

113. Abgeordneter Ist auch die Bundesregierung der Meinung des 

Dr. Abelein Pariser Kuriers, wie sie in Kommentaren und 

Berichten deutlich wird, Aufgabe dieser Zei- 
tung sei weniger die abgewogene Darstellung 
der Bundesrepublik Deutschland als eine Er- 
läuterung der Politik der Bundesregierung? 

114 . Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für möglich, die 

Dr. Haack Rundfunk- und Fernsehanstalten in der Bun- 

desrepublik Deutschland zu bewegen, politi- 
sche Informationssendungen im Fernsehen 
— vor allem Diskussionen zwischen Politi- 
kern — in die frühen Abendstunden zu legen? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


115. Abgeordneter Ist die Erklärung des österreichischen Außen- 
Engelsberger ministers Rudolf Kirchschläger am 2. Novem- 
ber 1970 vor dem Verein der Auslandspresse 
in Wien zur Frage der DDR-Anerkennung: 


111. Abgeordneter 
Weigl 
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i 16. Abgeordneter 
Dr. Geßner 


117. Abgeordneter 

Dr. Geßner 


11B. Abgeordneter 
Freiherr 
von Firdcs 


119. Abgeordneter 

Freiherr 
von Firdcs 


120. Abgeordneter 

Drösdier 


„Es wäre nicht sehr schön, wenn Österreich 
die DDR eine Woche nach Bonn anerkennen 
würde, aber Österreich wolle auch nicht als 
erster und einziger westlicher Staat diesen 
Schritt tun" ein Hinweis dafür, daß die von 
der Bundesregierung immer wieder verneinte 
Anerkennung der DDR auch von Staaten unter 
einer freiheitlichen Gesellschaftsordnung er- 
wartet wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß dem 
Präsidium der Deutschen Afrikagesellschaft, 
deren Etat zum größten Teil aus Mitteln des 
Auswärtigen Amtes gespeist wird, auf der 
diesjährigen Generalversammlung deshalb 
keine Entlastung erteilt wurde, weil keine 
ausreichende Auskunft über Verbleib und 
zweckmäßige Verwendung der Etatmittel ge- 
geben werden konnte? 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundes- 
regierung zu ziehen für den Fall, daß die Ver- 
wendung öffentlicher Zuschüsse an die Deut- 
sche Afrikagesellschaft nicht ordnungsgemäß 
nachgewiesen werden kann? 

Teilt die Bundesregierung die Meinung des 
Warschauer ARD-Korrespondenten Ludwig 
Zimmerer, daß die Bundesrepublik Deutsch- 
land „nach deutscher wie erklärter polnischer 
Auffassung" nur „im Rahmen der Normalisie- 
rung" — und nicht, weil es sich um ehemalige 
deutsche Staatsangehörige handelt — „das 
Recht hat", darauf zu pochen, daß die lokalen 
polnischen Behörden die Auswanderungsauf- 
träge jener polnischen Staatsbürger sehr viel 
zügiger zu behandeln, die unter die Bestim- 
mungen der Rotkreuzvereinbarungen fallen 
(vgl. Kommentarübersicht/Rundfunk und Fern- 
sehen/Presse- und Informationsamt der Bun- 
desregierung vom 27. September 1970)? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
in der Frage 118 genannten Herrn Zimmerer, 
daß die in den polnisch verwalteten deutschen 
Ostgebieten seit 1945 und vorher lebenden 
Deutschen die deutsche Staatsangehörigkeit 
verloren haben und als „ehemalige deutsche 
Staatsangehörige" jetzt nur noch „polnische 
Staatsbürger" sind? 

Hält die Bundesregierung es für möglich, deut- 
sche Reisende, die, wie kürzlich wegen der 
Choleragefahr in der Türkei, infolge höherer 
Gewalt in Not geraten und nur unter außer- 
ordentlich hohen Kosten in die Bundesrepu- 
blik Deutschland zurückkehren können, künf- 
tig nicht nur durch Darlehen, sondern auch 
durch Zuschüsse zu unterstützen, wie es die 
Länderregierungen bei Katastrophenfällen in 
ihrem Bereich bereits tun? 
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B. Schriftliche Fragen gemäfi IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung unternommen, 
Pieroth um den seit Monaten im französischen Gefäng- 

nis einsitzenden Fremdenlegionär Bernd Diel- 
henn aus Windesheim (Bad Kreuznach), der 
mittels Alkohols und Drohungen von der 
Legion unter Vertrag genommen worden ist 
und bei dem auf Grund einer psychischen Fehl- 
entwicklung eine akute Selbstmordgefahr be- 
steht, nach Deutschland zu verbringen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Angaben über 

Niegel die Personalverstärkung in den Referaten 

Öffentlichkeitsarbeit/Presse seit Oktober 1969 
— gegliedert nach den einzelnen Ressorts und 
Besoldungsgruppen — zu machen? 

3. Abgeordneter Welche Gründe waren für die Bundesregie- 

Niegel rung maßgebend, die zur Erhöhung der Per- 

sonalbestände im Bereich der Öffentlichkeits- 
arbeit geführt haben? 


4. Abgeordneter Trifft es zu, daß sich die Offenbacher Vereini- 
Bäuerle gung gegen den Fluglärm e. V. mit einem 

Schreiben wegen der unzumutbaren Fluglärm- 
situation, insbesondere über der Stadt Offen- 
bach, sowohl an den Bundesminister des In- 
nern, an den für Jugend, Familie und Gesund- 
heit und an den für Verkehr und für das Post- 
und Fernmeldewesen gewandt hat? 


5. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Maßnahmen, 
Bäuerle wie in dem Schreiben der Fluglärmvereinigung 

vorgeschlagen, zu ergreifen, um die unerträg- 
liche Lärmsituation zu mildern? 


6, Abgeordneter Wann ist mit dem Erlaß der in § 29 Abs. 3 
Dr. Schmitt- des Ausländergesetzes vorgesehenen Rechts- 
Vockenhausen Verordnung des Bundesministers des Innern 
zur Regelung des Verfahrens bei Anträgen 
auf Anerkennung als Asylberechtigter zu rech- 
nen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


7. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 
Pieroth für Lieferungen und Leistungen, die am Ende 

eines Jahres getätigt und fakturiert wurden, 
für welche die Rechnungen aber im neuen 
Jahr dem Empfänger zugehen, der Vorsteuer- 
abzug erst im neuen Veranlagungszeitraum 
vorgenommen werden kann und daß dadurch 
bei der Umsatzverprobung besonders in Be- 
trieben mit elektronischer Datenverarbeitung 
Schwierigkeiten und unnötige Doppelbuchun- 
gen auftreten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


8. Abgeordneter 
Bauer 
(Würzburg) 


Treffen Meldungen zu, denen zufolge im Bun- 
deswirtschaftsministerium beabsichtigt sei, das 
Kurs-Risiko der „kleinen" Pfandbriefsparer, 
die sich nicht durch Sondervereinbarungen 
beim Erwerb solcher Papiere abzusichem ver- 
mögen, sowohl durch die Einräumung einer 
Umtauschmöglichkeit von Pfandbriefen mit 
niedrigen gegen solche mit höheren Zinsen als 
auch durch die Schaffung einer Handhabe zur 
Veränderung der Laufzeiten und Rückzah- 
lungsbedingungen tunlichst zu reduzieren? 


9. Abgeordneter 
Bauer 
(Würzburg) 


Ist im Zuge dieser Überlegungen auch daran 
gedacht, die Pfandbriefinstitute dazu anzu- 
halten, die seitens der Hypothekenkunden im 
Lauf des Jahres eingehenden Tilgungserlöse 
statt wie bisher am Ende der Laufzeit einer 
Serie jedes Jahr mit einem Teil der entliehe- 
nen Gelder zurückzuerstatten? 


10. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 


Warum hat die Bundesregierung den in der 
5. Legislaturperiode eingebrachten und nicht 
mehr verabschiedeten Gesetzentwurf zur Ab- 
wicklung der unter Sonderverwaltung stehen- 
den Vermögen von Kreditinstituten, Ver- 
sichenmgsuntemehmen und Bausparkassen 
— Drucksache V/4256 — noch nicht wieder 
eingebracht? 


11. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
im Zusammenhang mit dem seinerzeitigen Ge- 
setzentwurf — Drucksache V/4256 — Versor- 
gungskassen im Sinne von § 27 Abs. 1 des 
Rechtsträger- Abwicklungsgesetzes vom 6. Sep- 
tember 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1071) Zu- 
schüsse aus dem Westvermögen von Mit- 
gliedsunternehmen zur Verfügung zu stellen, 
um Berechtigten solcher Versorgungskassen 
in Fällen unbilliger Härten zu helfen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

12. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß andere 
Weigi EWG-Länder, z. B. die Niederlande, den Ex- 

port von Kälbern nach Deutschland subven- 
tionieren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

13. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 

Weigl Bundesanstalt für Arbeit, daß nach dem Ar- 

beitsförderungsgesetz die Errichtung von 
Werkstätten für Behinderte nur für den lohn- 
intensiven Teil und nicht für den beschützen- 
den Teil gefördert werden kann, obwohl bei 
intensiver Betreuung Behinderte durchaus be- 
fähigt werden, aus dem beschützenden in den 
lohnintensiven Teil der Werkstätten überzu- 
wechseln? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

14. Abgeordneter Trifft es zu, daß bei der Gewährung von Ka- 

Würtz pitalabfindungen gemäß §§28 bis 35 des Sol- 

datenversorgungsgesetzes das Bundesministe- 
rium der Verteidigung vom Antragsteller ein 
amtsärztliches Zeugnis darüber fordert, daß 
mit dem Wegfall der Versorgungsbezüge — in- 
folge Ablebens — in den nächsten 10 Jahren 
nicht zu rechnen sei? 

15. Abgeordneter Gedenkt das Bundesministerium der Verteidi- 

Würtz gung diese unzumutbare Bestimmung, die ein 

Amtsarzt nicht mit ruhigem Gewissen be- 
scheinigen kann, aufzuheben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

16. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß ein 

Hussing Krankenhaus dann nicht als klassenloses Kran- 

kenhaus bezeichnet werden kann, solange der 
Privatpatient bei gleicher Behandlung mehr 
bezahlen muß als ein Kassenpatient? 

17. Abgeordneter Kann die Bundesregierung eine solche Ände- 

Hussing rung des Versicherungssystems in Aussicht 

stellen, daß sie den Vorstellungen des hessi- 
schen Sozialministers, Dr. Schmidt, entspricht, 


22 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 1480 


der in den konzipierten klassenlosen Kranken- 
häusern Hanau und Wiesbaden nur unter die- 
ser Voraussetzung eine Möglichkeit sieht, Pri- 
vatpatienten zu den Sätzen zu behandeln wie 
Kassenp atien ten ? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


18. Abgeordneter 
Storm 


19. Abgeordneter 
Storm 


20. Abgeordneter 
Wuwer 


21. Abgeordneter 

Peiter 


22. Abgeordneter 
Baier 


23. Abgeordneter 

Picard 


24. Abgeordneter 
Picard 


Welches sind die Gründe für die Sperrung der 
erforderlichen Mittel für den Ausbau der Um- 
gehungsstraße zwischen Bornhöved und Wan- 
kendorf im Zuge der Bundesstraße B 404, und 
wann ist mit einer Bereitstellung dieser Mittel 
zu rechnen, so daß der Weiterbau vollendet 
werden kann? 

Welches waren die Gründe für die vorüber- 
gehende Sperrung der Mittel für den proviso- 
rischen Ausbau der Kreuzung B 76 und B 207/ 
E 4 am Süselerbaum bis zum 30. Oktober 1970? 

Was hat die Bundesregierung bislang davon 
abgehalten, im Automobilbau — ähnlich wie 
in Amerika — Sicherheitsvorschriften zu erlas- 
sen, die bei einem Frontalzusammenstoß den 
Fahrzeuginsassen eine höhere Überlebens- 
chance bieten? 

Wieviel tödliche Unfälle sind auf der Auto- 
bahnstrecke im Bereich des „Elzer Berges" bis 
heute eingetreten, und auf welche Ursache ist 
die Häufung der Unfälle zurückzuführen? 

Bis zu welchem Zeitpunkt wird die Elektrifi- 
zierung der Neckartalbahn (Heidelberg — Heil- 
bronn) und die Strecke Neckarelz — Osterbur- 
ken abgeschlossen sein? 

Ist bei der Linienführung der Odenwaldauto- 
bahn — deren Trasse noch nicht festliegt und 
der Streckenabschnitt südlich der B 26 für den 
2. und 3. Abschnitt des Bedarfsplanes für den 
Bundesfemstraßenbau vorgesehen ist — eine 
optimale Verbindung zur bedeutendsten Stadt 
der Region, Darmstadt, gewährleistet und sind 
auch die Belange der Stadt Groß-Umstadt und 
ihrer Industrie durch eine Auffahrt im Zuge 
der L 3413 berücksichtigt worden? 

Wann wird der Ausbau der B 45 neu bis Die- 
burg erfolgen, da der Verkehr auf den Orts- 
durchfahrten der B 45 zwischen Weiskirchen 
und Dieburg sowohl für die Verkehrsteilneh- 
mer, wie für die Anlieger, inzwischen den Grad 
einer unerträglichen Belästigung erreicht hat? 


23 



Drucksache VI/ 1480 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


25. Abgeordneter 
Leicht 


26. Abgeordneter 

Leicht 


27. Abgeordneter 
Dr. Haack 


28. Abgeordneter 
Dr. Fuchs 


29. Abgeordneter 
Dr. Fuchs 


30. Abgeordneter 
Dr. Jobst 


31. Abgeordneter 
Dr. Jobst 


Warum werden die Bauarbeiten an der B 9 
zwischen Jockgrim und Rülzheim trotz der 
schon im Juli 1968 von Herrn Bundesminister 
Leber gegebenen Zusage, mit den Bauarbeiten 
im Jahre 1969 zu beginnen, nicht weiter voran- 
getrieben? 


Ist wenigstens sichergestellt, daß dieser Bau- 
abschnitt Jockgrim/Rheinzabern/Rülzheim der 
B 9 spätestens 1972 beendet ist, nachdem die 
Zusage von Herrn Bundesminister Leber im 
Juli 1968, daß der Abschluß der Bauarbeiten 
auf dieser Strecke voraussichtlich 1970 erfolgen 
wird, nicht eingehalten werden konnte? 


Wird die Bundesregierung veranlassen, daß 
entlang der am 17. November 1970 eröffneten 
Autobahnstrecke Nürnberg — Neumarkt Wild- 
schutzzäune angebracht werden, um Verkehrs- 
unfälle durch Wildwechsel zu verhindern? 


Bis wann ist mit der Entscheidung des Bundes- 
kabinetts über die Wiederaufnahme des Bahn- 
betriebs von Obernzell nach Wegscheid zu 
rechnen? 


Wird das Bundesministerium der Finanzen den 
Zuschußbedarf für die Bahnstrecke von Obem- 
zell nach Wegscheid decken, wie dies der 
Parlamentarische Staatssekretär Dr. Gerhard 
Reischl erklärt hat? 


Welche Erfahrungen wurden bei der Aufstel- 
lung von Wildschutzzäunen an Autobahnen 
und Bundesfemstraßen gewonnen? 


Werden Wildschutzzäune künftig in vermehr- 
tem Maße an Autobahnen und Bundesfem- 
straßen aufgestellt werden? 


Bonn, den 27. November 1970 



